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Haftung und Verantwortung der Unternehmer und Führungskräfte im Arbeitsschutz

Seit Einführung des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) im Jahre 1996 und der im Jahre 2002 erlassenen Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) rückt die Eigenverantwortung des Arbeitgebers stärker in den Blickpunkt. Im Kern verlangt der Gesetz- und Verordnungsgeber vom Arbeitgeber den Schutz des Arbeitnehmers vor den Gefahren der Arbeitswelt. Dabei hat der Arbeitgeber diese Gefahren überwiegend selbst aufzuspüren. 

1. Verantwortliche Personen

Die Arbeitssicherheit ist Sache des Arbeitgebers und betrifft die „geborenen“ Verantwortlichen wie den Firmeninhaber, die vertretungsberechtigten Organe, die Gesellschafter, sowie die Personen, die mit der Leitung des Unternehmens oder eines Betriebs betraut sind. Daneben kann der Arbeitsschutz auf zuverlässige und fachkundige Personen übertragen werden (§ 13 Abs. 2 ArbSchG). Diese Verantwortlichen werden also „gekoren“. Dazu bedarf es eines Vertrages (möglichst schriftlich), durch den sich Arbeitgeber und Führungskraft einigen, dass nunmehr eine Pflichtenübertragung gelten soll. Nach einer wirksamen Delegation verfügt die Führungskraft über ein Weisungsrecht gegenüber den Mitarbeitern. Für die richtige Auswahl bei der Delegation ist der Arbeitgeber verantwortlich, der die Auswahl delegieren kann. 

	Nach der Pflichtenübertragung tritt der Beauftragte an die Stelle des Arbeitgebers. Er muss in seinem Bereich umsetzen, was das Arbeitschutzgesetz vom Arbeitgeber fordert.


2. Fachkraft für Arbeitssicherheit

Das Arbeitssicherheitsgesetzt (ASiG) regelt die Bestellung von Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit. Diese Experten unterstützen ohne eigenes Weisungsrecht den Arbeitgeber bei der Unfallverhütung. Durch ihre Bestellung verlagert sich die Verantwortung für Arbeitssicherheit nicht. 
Wird ein Vorschlag eines Betriebsarztes oder einer Fachkraft für Arbeitssicherheit nicht umgesetzt, kann eine schriftliche Ablehnung verlangt werden, § 8 Abs. 3 ASiG. Dadurch entlastet sich die Fachkraft und kann mit der Ablehnung später bei Bedarf belegen, dass der Arbeitgeber trotz Hinweises auf ein Sicherheitsrisiko anders entschieden hat. 

3. Gefährdungsbeurteilung

Das ArbSchG verpflichtet den Arbeitgeber, die Arbeitsbedingungen zu beurteilen, die Schutzmaßnahmen zu ermitteln und dies zu dokumentieren, §§ 5 und 6 ArbSchG. Zusätzlich verlangt die BetrSichV (§ 3) eine Gefährdungsbeurteilung für die sichere Bereitstellung und Benutzung der Arbeitsmittel. Überdies sind befähigte Personen mit der Prüfung oder Erprobung von Arbeitsmitteln zu beauftragen. Für die Beschäftigten sind nur geeignete und sichere Arbeitsmittel bereitzustellen; zumindest sind Gefährdungen so gering wie möglich zu halten, § 4 BetrSichV. Damit obliegt den Führungskräften ein weites Regelungsfeld mit zahlreichen möglichen Fehlerquellen. Das rechtzeitige „Haben“ einer Gefährdungsanalyse ist Sache aller Ebenen. – Die Unterweisung, das Verstehen der Unterweisung und das „Leben“ der Unterweisung ist in erster Linie Sache des unmittelbaren Vorgesetzten

Nach § 12 Absatz 1 des ArbSchG hat die Unterweisung vor Aufnahme der Tätigkeit der Beschäftigung zu erfolgen. Dies gilt selbstverständlich bei der Einstellung, aber auch bei Veränderungen im Aufgabenbereich, der Einführung neuer Arbeitsmittel oder einer neuen Technologie. Damit verlangt dieser Normbefehl von der Arbeitgeberseite mit ihren Führungskräften, die Gefährdungsbeurteilung und die daraus abzuleitenden Unterweisungen ständig zu überprüfen und anzupassen.

	Die fehlende Anpassung der Unterweisung an Entwicklungen und Neuerungen ist für den Arbeitgeber und seine Führungskräfte gefährlich.


Die eigenverantwortliche Vorausschau des Arbeitgebers reicht weit. Dazu zählen auch arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen, die richtige Einordnung einer Instandsetzungsmaßnahme, das Zusammenarbeiten mit Fremdfirmen, die Einordnung langer Arbeitszeiten, das Erkennen notwendiger Glieder in der Rettungskette, der überdachte Umgang mit Maschinen und schließlich Veränderungen beim Mitarbeiter (Krankheit, Sucht, Alter, aufkommender Starrsinn).

5. Gefährdungsmanagement und Strafrecht

Vorwerfbare Fehler führen zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Hier darf Vorsatz, der Wissen und Wollen erfordert, niemals vorliegen. Nicht vorsätzlich handelt, wer noch begründet annimmt, dass es wohl gut gehen wird. Wer allerdings bei Gefahr in Verzug nur noch auf sein Glück vertraut, der gerät in die Nähe des Vorsatzes. Grob fahrlässiges Verhalten bildet für Führungskräfte eine große Gefahr. So handelt oder unterlässt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße nicht beachtet (Kenner des Arbeitsablaufs – also Zünftler - schütteln verständnislos ihre Köpfe). Mittlere und leichte Fahrlässigkeit kosten meist nur Geld.

Ein schwieriges Problem ergibt sich, wenn ein Mitarbeiter trotz ausreichender Unterweisung entgegen den Vorgaben der Unterweisung etwa eine Sicherungsvorrichtung an einer Maschine überbrückt oder eine persönliche Schutzausrüstung nicht trägt und die Führungskraft dies nicht abstellt. Ereignet sich wegen des unterweisungswidrigen Verhaltens ein Unglück, kann sich die Führungskraft auf eine eigenverantwortliche Selbstgefährdung des Opfers berufen. Dieser Verteidigungsansatz bleibt indes erfolglos, wenn die Führungskraft gegenüber dem Mitarbeiter ein überlegenes Wissen hat. In diesen Fällen muss die Führungskraft einschreiten.

7. Verantwortlichkeit gegenüber dem Opfer

Die Opferseite kann grundsätzlich keinen Schadensersatz von der Führungskraft verlangen, weil die Berufsgenossenschaft als Unfallversicherung dem Verunglückten und seiner Familie hilft. Wie bei jeder Versicherung besteht jedoch die Gefahr, dass die Berufsgenossenschaft im Regressweg holt, was sie an die Opferseite gezahlt hat. Voraussetzung für diesen Regress ist ein grobfahrlässiges Verhalten des Arbeitgebers oder der Führungskraft. 

8. Verantwortlichkeit gegenüber dem Arbeitgeber

Betroffen sind Führungskräfte. Der Arbeitgeber kann nach einem Unfall an die Kündigung denken, die allerdings als verhaltensbedingte grundsätzlich eine Abmahnung voraussetzt. 

Die Kaufleute werden nach einem Unfall den unfallbedingten Schaden (entgangener Gewinn) ermitteln. Dann stellt sich die Frage, ob dieser Ausfall bei der Führungskraft eingefordert werden soll. Grundlage des Anspruchs ist der zum Unfall führende Fehler, den die Führungskraft begangen hat und der zugleich eine Pflichtverletzung des Arbeitsvertrages bedeutet.

9. Verhalten nach dem Unglück

Die schuldige Führungskraft wird sehr schnell ihre Probleme erkennen. Dann sollte eine Strategie vorbereitet sein, der schwierigen Lage zu begegnen (auch wieder eine Gefährdungsanalyse). 

	Arbeitgeber kann kündigen und Schadensersatz verlangen

Opferseite kann den Personenschaden grundsätzlich nicht ersetzt verlangen

Berufsgenossenschaft kann bei grober Fahrlässigkeit Regress nehmen 

Staat kann wegen Körperverletzung und Tötung bestrafen (Geld, Freiheit)


10. Überlassung von Maschinen

Jeder Arbeitgeber, der seine Arbeitnehmer Maschinen bedienen lässt – dazu gehören auch gemietete Hebebühnen – muss seinen so eingesetzten Mitarbeiter schützen. Der Mitarbeiter muss ausgebildet und für die konkrete Maschine unterwiesen sein. Dies ergibt sich schon aus § 7 ArbSchG (Bei der Übertragung von Aufgaben auf Beschäftigte hat der Arbeitgeber je nach Art der Tätigkeit zu berücksichtigen, ob die Beschäftigten befähigt sind, die für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Aufgabenerfüllung zu beachtenden Bestimmungen und Maßnahmen einzuhalten).

Hersteller oder Vermieter einer Arbeitsbühne können in die juristische Verantwortung schon deshalb gelangen, wenn die Maschine entgegen dem Geräte- und Produktsicherheitsgesetz in den Verkehr gebracht wird. Sie haften auch bei Mängeln am Produkt. Wichtige Gesichtspunkte sind: Ein Produkt darf nur in den Verkehr gebracht werden, wenn es so beschaffen ist, dass bei bestimmungsgemäßer Verwendung oder vorhersehbarer Fehlanwendung Sicherheit und Gesundheit von Verwendern oder Dritter nicht gefährdet werden.

Hersteller oder Händler haben im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit beim Inverkehrbringen sicherzustellen, dass der Verwender die erforderlichen Informationen erhält, damit dieser die Gefahren, die von dem Verbraucherprodukt während der üblichen und vernünftigerweise vorhersehbaren Gebrauchsdauer ausgehen und die ohne entsprechende Hinweise nicht unmittelbar erkennbar sind, beurteilen und sich dagegen schützen kann. Den Warnhinweisen, Gebrauchs- und Bedienungsanleitungen kommt besondere Bedeutung zu. Bei einem Gerät, das den Mieter/Verwender einer größeren Gefahr aussetzt sollte wegen der vorhersehbaren Fehlanwendung eine sorgfältige Einweisung erfolgen (Grundlage dieser Wertung sind die Vorgaben des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes – insbesondere § 4 und § 5, die Verkehrssicherungspflichten und die Informations- und Beratungspflichten als Nebenpflichten aus dem Mietvertrag).
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